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Die Lohnquote – ein statistisches Artefakt und  

seine Interpretationsgrenzen 

 

Michael Grömling, Februar 2006 

 
Die Lohnquote ist in Deutschland in den letzten beiden Jahren mit deutlich unter 

70 Prozent auf einen der niedrigsten Werte seit Anfang der siebziger Jahre gefallen. 

Das ist allerdings auch eine normale Reaktion bei einer beginnenden wirtschaftlichen 

Erholung. Dieses verteilungspolitische Maß eignet sich jedoch aus einer Vielzahl von 

Gründen nicht, um die Einkommensposition der Arbeitnehmer und die des gesamten 

Arbeitsangebots einer Volkswirtschaft adäquat zu beschreiben. Die privaten Haus-

halte beziehen einen wachsenden Anteil ihres Einkommens aus Kapitalvermögen. 

Außerdem erfasst die Lohnquote nicht die vom Gewicht her bedeutender werdenden 

Arbeitseinkommen der Selbstständigen. Nicht zuletzt haben die hohen Lohnzuwächse 

in der Vergangenheit zwar einerseits dazu beigetragen, die Lohnquote zu stabilisie-

ren. Andererseits hat die damit einhergehende Arbeitslosigkeit die Einkommensposi-

tion der Arbeitnehmer geschwächt. 

 

In der verteilungspolitischen Diskussion wird immer wieder mit der so genannten Lohn-

quote argumentiert. Dabei handelt es sich um den Anteil der Arbeitnehmerentgelte am 

Volkseinkommen. Im Jahr 2005 ist dieses Verteilungsmaß in Deutschland auf 67 Prozent 

gesunken, was dem niedrigsten Wert seit Anfang der siebziger Jahre in Westdeutschland 

entspricht. Dieser Befund wird zuweilen auch bemüht, um den weiteren Weg Deutschlands 

in eine Verteilungsfalle zu diagnostizieren (Schäfer, 2005). Die Lohnquote war in West-

deutschland ab 1950 und in Deutschland ab 1991 keine konstante und vor allem keine 

durchgängig rückläufige Größe (Abbildung 1). Sie stieg in Westdeutschland von unter 

60 Prozent Anfang der fünfziger Jahre auf über 76 Prozent Anfang der achtziger Jahre an. 

Danach sank die Quote bis Mitte der achtziger Jahre und bewegte sich seitdem unter leich-

ten Schwankungen um einen Durchschnittswert von 71 bis 72 Prozent. Erst in den letzten 

beiden Jahren fiel die Lohnquote unter 70 Prozent. Die beiden Gipfel Mitte der siebziger 

und Anfang der achtziger Jahre in Westdeutschland sowie der Höhepunkt in Deutschland 

im Jahr 1993 weisen darauf hin, dass die Lohnquote im konjunkturellen Tief ansteigt. 
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Abbildung 1 

Entwicklung der Lohnquote in Deutschland 
Anteil der Arbeitnehmerentgelte1) am Volkseinkommen in Prozent 
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Verteilungsanalysen betrachten, auf welche Gruppen sich das Einkommen einer Volkswirt-

schaft verteilt. Die personelle Einkommensverteilung betrachtet einzelne Personen oder 

Haushalte nach der Höhe ihres Einkommens. Bei der funktionellen Einkommensverteilung, 

die hier im Vordergrund steht, werden die Gruppen nach der Art des Produktionsfaktors 

eingeteilt. Entsprechend werden die Anteile der Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital 

(einschließlich Boden) am Volkseinkommen ermittelt und ihre Entwicklung im Zeitablauf 

analysiert. Die Lohnquote gilt dabei als ein traditionelles Maß für die Einkommensposition 

des Faktors Arbeit. Sie ist allerdings seit jeher eine problematische Größe, um die Vertei-

lungssituation eines Landes zu bewerten (Brinkmann, 1979; Kroker, 1999; Grömling, 

2001). Die Interpretationsgrenzen der Lohnquote sind Gegenstand des folgenden Beitrags.  

 

Problematische statistische Grundlage 

Im Rahmen des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) 

ist das Volkseinkommen als Summe der Arbeitnehmerentgelte sowie der Unternehmens- 

und Vermögenseinkommen aller Sektoren nicht vorgesehen. Es wird in Deutschland im 

Gegensatz zu anderen Ländern zusätzlich ausgewiesen. Während für die Arbeitnehmerent-

gelte durch die Lohn- und Gehaltsmeldungen der Unternehmen tatsächliche Daten zur Ver-

fügung stehen, beruhen die Unternehmens- und Vermögenseinkommen auf einer Vielzahl 

1950 bis 1991 Westdeutschland, ab 1991 Deutschland. 1) Arbeitnehmerentgelte wurden früher als Brutto- 
einkommen aus unselbstständiger Arbeit bezeichnet.  
Quellen: Statistisches Bundesamt; Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
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von Schätzungen und mehrfacher Differenzenbildung (Link, 1995, 10 ff.; Essig, 2000). Die 

Einkommen aus Unternehmenstätigkeit und Vermögen sind ein Sammelposten verschie-

denster Einkommensarten, die auch sämtliche Vermögenseinkommen der privaten und öf-

fentlichen Haushalte (z. B. den Bundesbankgewinn) umfassen. Die Unternehmens- und 

Vermögenseinkommen werden auch nach der jüngsten VGR-Revision vom April 2005 

nicht originär berechnet, sondern sie sind eine Residualgröße zwischen dem Volksein-

kommen und den Arbeitnehmerentgelten (Braakmann et al., 2005). Sämtliche statistische 

Unschärfen und Messfehler in den VGR schlagen sich somit in diesem Aggregat nieder. 

Die VGR war vor (Link, 1995) und ist auch nach den VGR-Revisionen (Kroker, 1999; 

Schäfer, 2005) keine aussagefähige Gewinnstatistik.  

 

Zudem hatte die VGR-Revision vom April 2005 erhebliche Auswirkungen auf die Vertei-

lungsrechnung und die Lohnquote (Braakmann et al., 2005). Dabei wird angeführt, dass 

durch die Einbeziehung einer fiktiven Einkommensgröße wie der unterstellten Bankdienst-

leistungen (FISIM) die VGR-Einkommensrechnung ein Stück mehr an Aussagefähigkeit 

verloren hat (Schäfer, 2005, 603). Die geänderte Buchung der FISIM führte zu einem deut-

lichen Anstieg beim nominalen Bruttoinlandsprodukt im Zeitraum 1991 bis 2004 in einer 

Größenordnung von 24 bis 39 Milliarden Euro. Damit sind in der Verteilungsrechnung das 

Volkseinkommen sowie die Unternehmens- und Vermögenseinkommen kräftig angestie-

gen. Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen fielen nach der Revision im Durch-

schnitt um 27 Milliarden höher aus. Dadurch kam es zu einem Rückgang der Lohnquote im 

Zeitraum 1991 bis 2004 um durchschnittlich 1,4 Prozentpunkte.  

 

Die VGR-Revision ging auch mit einer höheren Anzahl an Erwerbstätigen und Arbeitneh-

mern einher. Die Anzahl der Erwerbstätigen lag im Jahresdurchschnitt 1991 bis 2004 um 

fast 300.000 Personen oder um 0,8 Prozent über dem Wert vor der Revision. Bei den Ar-

beitnehmern ergab sich ein revisionsbedingtes Plus von fast 380.000 Personen pro Jahr     

oder um 1,1 Prozent im Jahresdurchschnitt. Auch das Arbeitsvolumen der Arbeitnehmer 

war nach der Revision um durchschnittlich 1,2 Prozent höher, das aller Erwerbstätigen um 

1,1 Prozent. Dem stand aber kein entsprechender Anstieg der Arbeitnehmerentgelte gegen-

über. Diese stiegen im Jahresdurchschnitt nur um 1,3 Milliarden Euro oder um 0,1 Prozent. 

Die zunehmende Beschäftigung hat sich offensichtlich nicht in einem höheren Arbeitsent-

gelt und damit in einer höheren Lohnquote niedergeschlagen. 

 

Wachsende Querverteilung  

Bei der funktionellen Einkommensverteilung sollen die Anteile der Produktionsfaktoren 

Arbeit und Kapital am Volkseinkommen abgebildet werden. Entsprechend erwartet man 
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die Arbeits- und die Kapitaleinkommensquote. Die Lohnquote wird dem Anteil des Pro-

duktionsfaktors Arbeit nicht gerecht, und sie erlaubt auch keinen Rückschluss auf die ge-

samte Einkommensposition der Arbeitnehmer eines Landes. Das liegt allein schon daran, 

dass die Arbeitnehmer auch Kapitaleinkommen in Form von Zinsen, Dividenden, Mieten 

und Pachten erhalten. Vor allem bei einer wachsenden Bedeutung von Kapitaleinkommen, 

was für viele entwickelte Volkswirtschaften zutrifft, verliert die Lohnquote an verteilungs-

politischer Relevanz (Kalmbach, 1995; Krueger, 1999). Ebenso wenig kann die Kapital-

einkommensquote als Gewinnquote der Unternehmen interpretiert werden, da sie unter an-

derem die Vermögenseinkommen der Arbeitnehmer enthält.  

 

Abbildung 2 

Struktur des Haushaltseinkommens in Deutschland 
Anteil der Einkommensarten1) am Primäreinkommen je privaten Haushalt im Jahr 2002 in Prozent 
und Veränderung der Einkommensarten im Zeitraum 1991 bis 2002 in Prozent 
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Beim Blick auf die Struktur der Haushaltseinkommen zeigt sich für den Zeitraum 1991 bis 

2002, dass der Anteil der Unternehmens- und Vermögenseinkommen am Primäreinkom-

men je Haushalt (Arbeitnehmerentgelte sowie Unternehmens- und Vermögenseinkommen) 

von 26 auf 29 Prozent gestiegen ist. Entsprechend ist der Anteil der Arbeitsentgelte von 74 

auf 71 Prozent gesunken. Dabei sind die Unternehmens- und Vermögenseinkommen je 

Haushalt mit 37 Prozent erheblich stärker gewachsen als die Arbeitsentgelte mit 22 Prozent 

1) Primäreinkommen zu Marktpreisen: Summe aus Arbeitnehmerentgelten sowie Unternehmens- und Vermögenseinkommen,  
jeweils brutto. Verfügbares Einkommen: Primäreinkommen und Saldo der empfangenen und geleisteten Transfer- 
einkommen und Steuern.  
Quellen: Statistisches Bundesamt, 2003; Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
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(Abbildung 2). Das Verfügbare Einkommen je privaten Haushalt ist gleichzeitig stärker als 

sein Primäreinkommen angestiegen, weil der negative Saldo aus empfangenen und geleis-

teten Transfers und Steuern weniger stark gewachsen ist. Entscheidend ist jedenfalls, dass 

die privaten Haushalte in Deutschland einen zunehmenden Teil ihres primären und Ver-

fügbaren Einkommens aus Unternehmens- und Vermögenseinkommen beziehen. Damit 

wird auch die Lohnquote immer weniger aussagekräftig, um die Einkommensposition der 

privaten Haushalte adäquat zu beschreiben. 

 

Unberücksichtigtes Selbstständigeneinkommen  

Auch die Selbstständigen und die mithelfenden Familienangehörigen verdienen ein Ein-

kommen für ihre geleistete Arbeit. In den VGR zählt dieses Arbeitseinkommen jedoch zum 

Kapitaleinkommen. Entsprechend umfasst die Lohnquote nicht die gesamten Arbeitsein-

kommen einer Volkswirtschaft.  

 
Abbildung 3 

Lohnquote und Arbeitseinkommensquote 
Anteil der Arbeitnehmerentgelte und des Arbeitseinkommens1) am Volkseinkommen in Prozent 
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Unterstellt man, dass die Selbstständigen und mithelfenden Familienangehörigen das glei-

che Arbeitseinkommen pro Kopf beziehen wie ein unselbstständiger Arbeitnehmer, dann 

ergibt sich ein deutlich höherer Anteil der gesamten Arbeitseinkommen am Volkseinkom-

men. Dabei dürfte die Annahme, ein Selbstständiger beziehe ein gleich hohes Durch-

1950 bis 1991 Westdeutschland, ab 1991 Deutschland. 1) Summe der Arbeitnehmerentgelte (der abhängig beschäftigten Arbeit-
nehmer) und des Arbeitseinkommens der Selbstständigen (einschließlich der mithelfenden Familienangehörigen) errechnet aus der 
Anzahl der Selbstständigen multipliziert mit dem Durchschnittseinkommen eines Arbeitnehmers. 
Quellen: Brinkmann, 1979; Statistisches Bundesamt; Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
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schnittseinkommen wie ein Arbeitnehmer, das Ausmaß des so berechneten Arbeitsein-

kommens der Selbstständigen eher unterschätzen. Allerdings handelt es sich dabei um eine 

fiktive und willkürliche Größe (Kalmbach, 1995), die so aber auch in der VGR explizit und 

exakt ausgewiesen ist (Statistisches Bundesamt, 2005, 104). Abbildung 3 zeigt neben der 

Lohnquote auch den Verlauf der so genannten Arbeitseinkommensquote, die neben den 

Einkommen aus unselbstständiger Arbeit auch die Einkommen aus selbstständiger Arbeit 

auf Basis der erwähnten Hilfsrechnung enthält. Sieht man von den hohen Werten Mitte der 

siebziger und Anfang der achtziger Jahre sowie dem Rückgang auf gut 75 Prozent in den 

letzten beiden Jahren ab, dann lag die Arbeitseinkommensquote meistens relativ nahe am 

langfristigen Durchschnitt von rund 80 Prozent. Die Höhepunkte sind wie bei der Lohn-

quote die konjunkturell schlechten Zeiten im Gefolge der beiden Ölpreisanstiege. Auch in 

Deutschland war der Anteil der gesamten Arbeitseinkommen am Volkseinkommen in den 

neunziger Jahren weitgehend stabil.  

 
Abbildung 4 

Entwicklung der Selbstständigenquote in Deutschland 
Anteil der Selbstständigen1) an den Erwerbstätigen in Prozent 
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Auffallend zwischen beiden Quoten und der jeweiligen Entwicklung in Westdeutschland 

bis 1991 und in Deutschland ab 1991 ist, dass sich in Westdeutschland beide Quoten annä-

herten, während sie in Deutschland seit 1991 leicht divergierten. Das liegt an der Bedeu-

tungsveränderung der selbstständigen Tätigkeiten in den beiden Betrachtungszeiträumen 

(Abbildung 4). Während der Selbstständigenanteil (einschließlich der mithelfenden Famili-

1950 bis 1991 Westdeutschland, ab 1991 Deutschland. 1) Einschließlich mithelfende Familienangehörige. 
Quellen: Statistisches Bundesamt; Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
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enangehörigen) in Westdeutschland von Anfang der fünfziger Jahre bis Anfang der neun-

ziger Jahre von über 30 Prozent auf gut 10 Prozent sank, stieg die Quote in Deutschland im 

Zeitraum 1991 bis 2005 wieder um 2,2 Prozentpunkte auf 11,3 Prozent an. Der starke 

Rückgang in Westdeutschland war in den frühen Jahren stark geprägt vom Strukturwandel 

in der Landwirtschaft. Am aktuellen Rand dürfte die zunehmende Erwerbstätigkeit im Rah-

men von Ich-AGs zu einer ansteigenden Selbstständigenquote und damit einem höheren 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit beitragen. Vor dem Hintergrund der sich ändernden 

Beschäftigungsstruktur kann eine bereinigte Lohnquote berechnet werden (Krämer, 1995). 

Dabei wird die Beschäftigungsstruktur eines beliebigen Basisjahres beibehalten. Die berei-

nigte Lohnquote ist höher und sinkt nicht im Vergleich zur unbereinigten Lohnquote, wenn 

sich der Anteil der Selbstständigen erhöht. Allerdings gibt diese bereinigte Lohnquote im 

Gegensatz zur Arbeitseinkommensquote keine Auskunft über die Einkommensposition des 

Faktors Arbeit, sondern nur über eine fiktive Verteilungssituation, wenn sich die Beschäf-

tigungsstruktur nicht geändert hätte.  

 

Technischer Fortschritt drückt Lohnquote 

Der Anteil eines Produktionsfaktors am Gesamteinkommen hängt auch davon ab, wie in-

tensiv der Faktor im gesamtwirtschaftlichen Produktionsprozess eingesetzt wird. Durch 

technischen Fortschritt ändern sich die Faktoreinsatzverhältnisse im Zeitablauf, und dies 

hat dann auch Auswirkungen auf die Einkommensverteilung (Grömling, 2001, 56 ff.). Be-

vor auf die Verteilungswirkungen des technischen Fortschritts eingegangen wird, muss die 

Einkommensverteilung im kurzfristigen stationären Gleichgewicht vorgestellt werden. 

Gemäß der Grenzproduktivitätstheorie, einer der Grundlagen neoklassischer Wachstums-

modelle, werden die beiden Produktionsfaktoren Arbeit (A) und Kapital (K) nach ihrer 

Grenzproduktivität entlohnt (Külp, 1994, 30 ff.; Knappe/Funk, 1993). Dabei wird von 

Vermachtungsproblemen und Informationsasymmetrien am Arbeitsmarkt abgesehen. Der 

Reallohn (l/p) entspricht dann der Grenzproduktivität des Faktors Arbeit (dY/dA) und der 

Realzins (r/p) der Grenzproduktivität des Faktors Kapital (dY/dK). Im neoklassischen 

Wachstumsmodell wird ferner von einer substitutionalen Produktionsfunktion ausgegan-

gen. Die beiden Faktoren Arbeit und Kapital lassen sich im langfristigen Gleichgewicht 

gegenseitig ersetzen, so dass ein bestimmter realer Output (Y) mit unterschiedlichen Fak-

torkombinationen beziehungsweise einer unterschiedlichen Kapitalintensität (K/A) reali-

siert werden kann. Dazu wird häufig mit einer Cobb-Douglas-Produktionsfunktion argu-

mentiert, wobei T für technologisches Wissen steht: Y = T * Aα * Kβ. Produktionsfunktio-

nen dieser Art weisen die Eigenschaft auf, dass die Faktorproduktivitäten nicht von den ab-

soluten Einsatzmengen, sondern vom Faktoreinsatzverhältnis (Kapitalintensität) abhängen. 

Bei einer linear-homogenen Produktionsfunktion, von der hier ausgegangen wird, gilt für 
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die Effizienzparameter: α + β = 1, wobei α und β jeweils Werte zwischen 0 und 1 anneh-

men. Dabei ist α der Quotient aus Grenz- und Durchschnittsproduktivität des Faktors Ar-

beit, also α =  (dY/dA)/(Y/A). Aus diesen produktionstechnischen Bedingungen ergeben 

sich folgende Ableitungen und Aussagen zur Einkommensverteilung: 

 

• Die Lohnquote (Ln/Yn), also der Anteil der Nominaleinkommen des Faktors Arbeit (Ln) 

am nominalen Gesamteinkommen (Yn), kann umgeschrieben werden zu: (Ln/Yn) = 

(l*A)/(p*Y) = (l/p)*(A/Y). Mit (l/p) = (dY/dA) folgt daraus: (Ln/Yn) = (dY/dA)*(A/Y). 

Gemäß der neoklassischen Wachstums- und Verteilungstheorie entspricht die nominale 

Lohnquote (Ln/Yn) der partiellen Produktionselastizität des Faktors Arbeit (α), also einem 

technischen Effizienzparameter der Produktionsfunktion. Da für eine Cobb-Douglas-

Produktionsfunktion α + β = 1 gilt, so entspricht die nominale Kapitaleinkommensquote 

(Rn/Yn) der Produktionselastizität des Faktors Kapital (β). 

• Bei einer Cobb-Douglas-Produktionsfunktion sind die partiellen Produktionselastizitäten 

α und β im Gleichgewicht konstant. Bei einer gleichmäßigen Veränderung des Einsatzes 

beider Faktoren – und damit einem konstanten Faktoreinsatzverhältnis (K/A) – entwickelt 

sich dann die Grenzproduktivität eines Faktors (dY/dA) proportional zur Durchschnitts-

produktivität dieses Faktors (Y/A). Damit bleiben im Gleichgewicht auch die Lohnquote, 

die Kapitaleinkommensquote und ihr Verhältnis [(Ln/Yn)/(Rn/Yn) = (Ln/Rn)] konstant. 

• Eine weitere wichtige Eigenschaft des neoklassischen Modells besteht darin, dass sich 

die Faktorpreise nach der relativen Knappheit der Faktoren richten. Eine Veränderung des 

Lohn-Zins-Verhältnisses (l/r), wobei (l/p)/(r/p)=(l/r), führt bei konstantem α und β zu einer 

entsprechend großen Änderung des Kapital-Arbeits-Verhältnisses (K/A). Bei einem An-

stieg der relativen Arbeitskosten (l/r) wird Arbeit im Vergleich zum Faktor Kapital teurer, 

und es lohnt sich, Arbeit durch Kapital zu ersetzen. Gleichung (1) zeigt, dass eine Ände-

rung von (l/r) zu einer gleich großen relativen Änderung von (K/A) führen muss, damit die 

Einkommensverteilung (Rn/Ln) konstant bleibt. Anpassungen an das Gleichgewicht erfol-

gen über Veränderungen der relativen Faktorpreise oder über das Faktoreinsatzverhältnis. 

 

(1) β/α = (Rn/Yn)/(Ln/Yn) = Rn/Ln = (K*r/p)/(A*l/p) = (r/l)*(K/A) = (K/A)/(l/r).  

 

• Das gesamtwirtschaftliche Einkommen (Yn) wird hier vollständig auf die beiden Produk-

tionsfaktoren Arbeit und Kapital aufgeteilt (Adding-up-Theorem): Yn = Ln + Rn. Gewinn-

einkommen im Sinne eines Residualeinkommens entstehen unter den genannten Modell-

bedingungen nicht. Dabei muss allerdings vor möglichen Missverständnissen gewarnt wer-

den (Külp, 1994, 108; Knappe/Funk, 1993): Die Kapitaleinkommen enthalten auch hier 

neben den Entgelten für das eingesetzte Kapital das Entgelt für den Arbeitseinsatz des Un-
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ternehmers. Außerdem gilt das Adding-up-Theorem nur im Gleichgewichtszustand. Es 

schließt keine dynamischen Gewinne von Innovatoren aus, die im Zeitablauf mit einer 

wachsenden Anzahl von konkurrierenden Nachahmern wieder wegfallen. 

 

Abbildung 5 

Kapitalintensität und Lohnquote 
Preisbereinigter Kapitalstock je Erwerbstätigen, Index 1960 =100 und Anteil der Arbeitnehmer-
entgelte am Volkseinkommen in Prozent  
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Unter den genannten Annahmen hängen die Entlohnung der Faktoren und ihr Verhältnis 

von technischen Beziehungen in der gesamtwirtschaftlichen Produktionsfunktion ab. Än-

dern sich diese technischen Bedingungen, dann ändern sich auch die Faktoreinkommens-

quoten. In der Wachstums- und Verteilungsliteratur unterscheidet man dabei zwischen 

neutralem und nicht-neutralem technischem Fortschritt (Grömling, 2001, 59 ff.). Der neu-

trale Fortschritt hat definitionsgemäß keinen Einfluss auf die Einkommensverteilung. Im 

Folgenden steht dieser nicht im Blickfeld, sondern vielmehr jene Ausprägungen des techni-

schen Fortschritts, welche die Einkommensverteilung beeinflussen. Hierbei spielt beson-

ders der arbeitssparende technische Fortschritt eine bedeutende Rolle, der mit einem An-

stieg der Kapitalintensität (K/A) einhergeht. Die Kapitalintensität ist in Westdeutschland 

seit dem Jahr 1970 und in Deutschland seit 1991 kontinuierlich angestiegen (Abbildung 5).  

 

1960 bis 1991 Westdeutschland, ab 1991 Deutschland.  
Quellen: Statistisches Bundesamt; Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
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In diesen Modellrahmen kann besonders der arbeitssparende technische Fortschritt nach 

Hicks integriert werden. Für Hicks sind das Faktorpreisverhältnis und die Kapitalintensität 

entscheidende Stellgrößen: Arbeitssparender technischer Fortschritt geht mit einem An-

stieg der Kapitalintensität (K/A) einher. Außerdem unterstellt Hicks, dass das Verhältnis 

der Grenzproduktivitäten von Arbeit und Kapital ((dY/dA)/(dY/dK)) und damit das Fak-

torpreisverhältnis konstant bleiben. Auch aus Gleichung (1) wird ersichtlich, dass es bei 

arbeitssparendem technischem Fortschritt, der mit einem Anstieg der Kapitalintensität 

(K/A) einhergeht, und einem konstanten Faktorpreisverhältnis (l/r) zu einem Anstieg des 

Verhältnisses von Kapitaleinkommen zu Arbeitseinkommen (Rn/Ln) kommt. Gleichbedeu-

tend damit sinkt die Lohnquote (Ln/Yn) und steigt die Kapitaleinkommensquote (Rn/Yn). 

 

Permanenter arbeitssparender technischer Fortschritt würde langfristig dazu führen, dass 

die Lohnquote gegen null geht. Der Beitrag des Faktors Arbeit am gesamtwirtschaftlichen 

Produktionsprozess verlöre mehr und mehr an Bedeutung, und langfristig wäre der Lohn-

anteil bedeutungslos. Dies ist zwar theoretisch richtig zu Ende gedacht, verliert aber an Re-

levanz, wenn der Kapitalbegriff weiter gefasst wird, als das im Ausgangsmodell der Fall ist 

(Ramser/Zink, 1998, 176 ff.). Umfasst der Kapitalbegriff auch das Humankapital, dann be-

deutet eine rückläufige Lohnquote lediglich, dass langfristig bei permanentem arbeitsspa-

rendem technischem Fortschritt der Einkommensanteil der nicht oder nur gering qualifi-

zierten Arbeitnehmer sinkt (Grömling, 2001, 68 ff.). Außerdem wurde bereits gezeigt, dass 

ein wachsender Teil der Kapitaleinkommen den privaten Haushalten direkt zufließt.  

 

Arbeitssparender technischer Fortschritt führt also gemäß der neoklassischen Theorie bei 

einem konstanten Faktorpreisverhältnis zunächst zu einem Rückgang der Lohnquote und 

somit zu einer Verschlechterung der Einkommensverteilung zulasten des Faktors Arbeit. 

Arbeitssparender technischer Fortschritt ist prinzipiell nicht mit Arbeitslosigkeit verbun-

den. In der neoklassischen Theorie stellte sich die Frage einer technologisch bedingten Ar-

beitslosigkeit nicht, da flexible Faktorpreise stets Angebot und Nachfrage am Arbeitsmarkt 

ausgleichen. Ein Anstieg der Kapitalintensität kann bei Vollbeschäftigung des Faktors Ar-

beit erfolgen, wenn technischer Fortschritt als eine Chance gesehen wird, die produzierte 

Gütermenge und den Wohlstand zu vergrößern. 

 

Theorie und Empirie 

Die Übersicht veranschaulicht, welche Entwicklungsrichtung die Lohnquote im Gefolge 

des technischen Fortschritts laut Theorie und Realität aufweist. Im Zeitraum 1960 bis 2003 

passt für Westdeutschland und Deutschland die tatsächliche Entwicklung mit den theoreti-

schen Folgerungen nicht zusammen: 
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Übersicht 

Arbeitssparender technischer Fortschritt und Verteilung 
Auswirkungen des technischen Fortschritts auf Kapitalintensität, Faktorpreisrelation und Lohn-
quote gemäß der neoklassischen Theorie und tatsächliche Entwicklung in Deutschland seit 1960 
 

 Theorie Realität 

Kapitalintensität (K/A) ↑ ↑ 

Faktorpreisrelation (l/r) Konstant ↑ 

Lohnquote (Ln/Yn) ↓ Konstant 

 

• Die Kapitalintensität ist in Deutschland seit dem Jahr 1960 nahezu stetig um über 

300 Prozent angestiegen (Abbildung 5). Dabei ist der Kapitalstock in Westdeutschland im 

Zeitraum 1960 bis 1991 um knapp 250 Prozent gestiegen, in Deutschland im Zeitraum 

1991 bis 2003 um 32 Prozent. Die Zahl der Erwerbstätigen stieg in Westdeutschland von 

1960 bis 1991 um 12 Prozent, in Deutschland von 1991 bis 2003 um 0,3 Prozent. Da sich 

gleichzeitig die Arbeitszeit je Erwerbstätigen kräftig verringert hat – sie sank von 2.162 

Stunden pro Jahr in Westdeutschland (1960) auf 1.434 Stunden in Deutschland im Jahr 

2003 –, stieg das Verhältnis von Kapitalstock zu Arbeitsvolumen noch stärker an.  

• Die Lohnquote ist dagegen langfristig nicht stark zurückgegangen. Sie lag Anfang der 

neunziger Jahre in Westdeutschland mit 70 Prozent um 10 Prozentpunkte über dem Niveau 

des Jahres 1960, wobei sie besonders Ende der siebziger Jahre entgegen den theoretischen 

Ausführungen auf über 75 Prozent stark angestiegen war. In Deutschland lag sie im Jahr 

2003 mit 70,7 Prozent nur knapp unter dem Wert des Jahres 1991 mit 71 Prozent. 

• Außerdem ist auch das Faktorpreisverhältnis nicht konstant geblieben, sondern ebenfalls 

im Gegensatz zur dargelegten Theorie stark angestiegen (Grömling, 2001, 64).   

 

Geringerer Arbeitseinsatz als Preis einer stabilen Lohnquote 

Mit Blick auf die eingeführte Gleichung (Ln/Rn) = (l/r)*(A/K) zeigt sich, dass die langfris-

tig nahezu konstante Lohnquote (Ln/Yn) in Westdeutschland zustande kommt, weil der An-

stieg des Faktorpreisverhältnisses (l/r) den Rückgang des relativen Arbeitseinsatzes (A/K) 

oder den Anstieg der Kapitalintensität (K/A) nahezu ausgleicht. Auf den ersten Blick legt 

dies den Gedanken nahe, dass sich die in der Theorie erwarteten Verteilungswirkungen des 

technischen Fortschritts zulasten des Faktors Arbeit durch einen Anstieg der relativen Ar-

beitskosten verhindern ließen. Dies ignoriert jedoch die Kehrseite dieser Entwicklung. Der 

Anstieg der Faktorpreisrelation hat offensichtlich dazu beigetragen, den Rückgang der 

Lohnquote zu verhindern. Allerdings hat dies auch dazu geführt, dass der Faktor Arbeit in 

Quellen: Grömling, 2001, 64; Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
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Deutschland nicht mehr vollständig im gesamtwirtschaftlichen Produktionsprozess einge-

setzt wird. Das Kapital-Arbeits-Verhältnis stieg in Westdeutschland nicht nur deshalb, weil 

dem Faktor Arbeit ein immer größerer und effizienterer Kapitalstock zur Seite gestellt 

wurde, sondern es wuchs auch deshalb, weil der Faktor Arbeit durch Kapital ersetzt wurde. 

Diese Rationalisierungen können auch durch die Verteuerung des Arbeitseinsatzes erklärt 

werden. Die zunehmende Gewerkschaftsmacht und die vielfältigen sozialstaatlichen Akti-

vitäten haben den Faktor Arbeit in Deutschland zunehmend verteuert und neben der ratio-

nalisierungsbedingten Kapitalintensivierung der deutschen Wirtschaft auch eine Verlang-

samung der Kapitalbildung ausgelöst (Berthold/Fehn/Thode, 2002). Spiegelbildlich zu die-

ser Entwicklung ist die Arbeitslosigkeit in Westdeutschland seit Mitte der siebziger Jahre 

schubweise angestiegen (Abbildung 6).  

 
Abbildung 6 

Arbeitslosigkeit in Deutschland 
Registrierte Arbeitslose in 1.000 
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Das Verteilungsarrangement in Deutschland hat also einerseits durch einen Anstieg der re-

lativen Arbeitskosten die funktionale Verteilungsbilanz stabilisiert. Andererseits hat es da-

zu beigetragen, dass der Faktor Arbeit immer weniger genutzt wird: zum einen durch die 

explodierende Arbeitslosigkeit und zum anderen durch die rückläufige Arbeitszeit. Die 

Strategie der Arbeitszeitverkürzung in Deutschland hat auch die Einkommensposition der 

Arbeitnehmer geschwächt. Abbildung 7 zeigt, dass die Arbeitszeit je Arbeitnehmer in 

Deutschland im Zeitraum 1991 bis 2005 von 1.475 auf 1.350 Stunden und damit um 8 Pro-

Quellen: Bundesagentur für Arbeit; Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
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zent gesunken ist. Dabei schlägt sich auch die steigende Teilzeitbeschäftigung von Arbeit-

nehmern nieder. Gleichwohl ist infolge aller Trends hin zur Arbeitszeitverkürzung das ge-

samtwirtschaftliche Arbeitsvolumen um 10 Prozent gesunken, während beim Blick auf die 

Ränder des Betrachtungszeitraums die Anzahl der Arbeitnehmer nur um insgesamt 2 Pro-

zent gesunken ist. Übermäßige Lohnerhöhungen und immer kürzere Arbeitszeiten haben 

die Einkommensposition der Arbeitnehmer in Deutschland geschwächt. Die Arbeitszeit-

verkürzung ist letztlich auch als ein Tausch von „Lohn gegen Freizeit“ (Krämer, 1995, 

368) zu verstehen. Damit wurden Wachstums- und Einkommenschancen verschenkt. 

 
Abbildung 7 

Entwicklung des Arbeitseinsatzes in Deutschland 
Anzahl der Arbeitnehmer, Arbeitsvolumen und Arbeitsstunden je Arbeitnehmer, Index 1991 = 100 
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Ein internationaler Vergleich von Lohnquoten zeigt (Grömling, 2004), dass es auf der ei-

nen Seite eine Ländergruppe gibt, deren Lohnquoten seit Anfang der siebziger Jahre ten-

denziell angestiegen sind. Dazu gehören neben Deutschland eine Reihe europäischer In-

dustrieländer und vor allem Japan. Auf der anderen Seite stehen Länder, in denen die 

Lohnquote langfristig im Trend eher rückläufig war, wie etwa im Vereinigten Königreich, 

in den USA und in Irland. Auffallend ist dabei, dass einerseits einige Länder mit tenden-

ziell steigender Lohnquote – Deutschland, Frankreich, Japan – vergleichsweise hohe Ar-

beitskostenanstiege verzeichnen. Andererseits weisen vor allem die USA einen geringeren 

Anstieg der realen Arbeitskosten auf. Die Entwicklung der Erwerbstätigkeit und der Ar-

Quellen: Statistisches Bundesamt; Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
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beitslosigkeit fällt in den Ländern mit einer eher rückläufigen Lohnquote im Großen und 

Ganzen günstiger aus als in den Ländern mit eher steigenden Lohnquoten.  

 

Hoher Konjunktureinfluss  

Die Abbildungen 1 und 3 haben bereits gezeigt, dass die Lohnquote auch stark auf die wirt-

schaftliche Lage reagiert. Die beiden Gipfel Mitte der siebziger und Anfang der achtziger 

Jahre sowie der Höhepunkt in Deutschland im Jahr 1993 weisen darauf hin, dass die Lohn-

quote besonders in konjunkturell schlechten Zeiten vergleichsweise stark ansteigt (Link, 

1995; Krämer, 1995). Das liegt aber weniger an starken Schwankungen der Arbeitnehmer-

entgelte, sondern vielmehr an der hohen Volatilität der Residualgröße Unternehmens- und 

Vermögenseinkommen. Deren Standardabweichung war hinsichtlich der jährlichen Verän-

derungsraten im Zeitraum 1960 bis 2005 deutlich höher als die der Arbeitnehmerentgelte. 

Während die Unternehmensgewinne und Kapitaleinkommen in einer Abschwungphase 

auch absolut sinken, wie zuletzt in den Jahren 1999 und 2000, wachsen die Arbeitsein-

kommen in der Regel an. Das liegt daran, dass die Unternehmen versuchen, die Beschäfti-

gung zunächst aufrecht zu erhalten. Entsprechend steigt der Anteil der Einkommen aus un-

selbstständiger Arbeit in dieser Phase an. Dazu kommt, dass die Gewerkschaften im begin-

nenden Abschwung teilweise Tarifabschlüsse durchsetzen konnten, die über die folgende 

Produktivitätsentwicklung hinausgingen (Brinkmann, 1979, 51). Anders verhält es sich 

dann im Aufschwung. Die Beschäftigung und damit die Arbeitseinkommen kommen erst 

zeitverzögert in Schwung, während sich die Gewinnsituation der Unternehmen und die 

Kapitaleinkommen der Haushalte bereits deutlich erholen. Die Verschiebung der Vertei-

lungsrelation zugunsten der Gewinn- und Vermögenseinkommen ist im beginnenden Auf-

schwung in erster Linie eine Folge höherer Produktivitätssteigerungen (Brinkmann, 1979, 

49). Die wieder anziehende Produktion löst bei einer unzureichenden Auslastung des Kapi-

talstocks und der Belegschaft einen relativ hohen Produktivitätszuwachs aus. Außerdem 

wirken die Umstrukturierungen im Gefolge der vorangegangenen Rezession. 

 

Notwendige Gewinnerholung  

Der deutliche Rückgang der Lohnquote in den letzten beiden Jahren in Deutschland muss 

auch vor dem Hintergrund des konjunkturellen Musters der Lohnquote gesehen werden. 

Die guten Auslandsgeschäfte der deutschen Unternehmen und die Umstrukturierungen ha-

ben erfreulicherweise deren Gewinnsituation verbessert. Die derzeitige Gewinnerholung ist 

überfällig nach der schlechten Gewinnsituation in der vergangenen Stagnationsphase. Die 

VGR-Zahlen, die keine originäre Gewinnstatistik darstellen, spiegeln jedenfalls die tatsäch-

liche Entwicklung der Unternehmensgewinne nicht wider. Andere Gewinnindikatoren, wie 

etwa die Nettoumsatzrenditen auf Basis der Geschäftsabschlüsse von Unternehmen aller 
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Größenklassen, dokumentieren dies eher (Lichtblau/Stolte, 2002). So belegte Deutschland 

im Rahmen eines 18 Länder umfassenden Vergleichs der Nettoumsatzrenditen der gewerb-

lichen Wirtschaft mit einem Durchschnittswert von 2,4 Prozent seit 1995 nahezu ohne 

Ausnahme einen der schlechtesten Plätze – im Durchschnitt den 16. Rang. Trotz der Erho-

lung im Jahr 2004 wurde mit einer Nettoumsatzrendite von 3,2 Prozent auch nur der vor-

letzte Platz erreicht. Von den 18 betrachteten Industrieländern hatten zehn Länder im Jahr 

2004 Nettoumsatzrenditen von über 5 Prozent (IW Köln, 2005, 15). 

 

Soll der konjunkturelle Aufschwung in Deutschland an Breite und Stärke gewinnen, dann 

muss sich die Erholung der Unternehmensgewinne fortsetzen. Denn nur dann haben Unter-

nehmen zum einen Anreize, hierzulande zu investieren, und zum anderen die Möglichkeit, 

Investitionen über thesaurierte Gewinne zu finanzieren. Aber auch um Fremd- und Eigen-

kapital zur Finanzierung von Investitionen zu bekommen, müssen Unternehmen Gewinne 

und Gewinnperspektiven aufweisen. Nach Angaben der Kreditanstalt für Wiederaufbau 

konnten vor allem große Unternehmen ihre Eigenkapitalausstattung vorwiegend durch eine 

Gewinnthesaurierung verbessern (Zimmermann/Schumacher, 2005). Mit dem Blick auf al-

le Unternehmen wird aber nach wie vor eine zu geringe Eigenkapitalausstattung in 

Deutschland als eines der größten Finanzierungshemmnisse für Investitionen genannt.  

 
_________________ 
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*** 

 
 

Labor’s Share – A Statistical Artefact of Limited Use 

 
During the last years labor’s share has declined below 70 percent in Germany, the lowest 
value since the early 1970s. Besides the fact that such a decline regularly accompanies a 
beginning economic recovery there are numerous other reasons why the measure does not 
adequately capture the income position of employees and that of the total labor force. A 
growing share of household income is made up by capital assets. The ratio also neglects the 
income of self-employed persons whose numbers have increased in Germany recently. Fi-
nally, while high wage growth rates in the past helped to stabilize labor’s share, they weak-
ened the income position of employees by pushing unemployment. 

 

 


